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Kapitel 1:
Einleitung

Die Geschichte der Erde und Menschheit ist auch eine Geschichte von Katastrophen.1

Vom Aussterben der Dinosaurier durch Meteoriteneinschlag über den Großen Brand
von London 1666 bis hin zum massiven Elbehochwasser 2002 führen verheerende
Ereignisse immer wieder zu Katastrophen. Zu denken ist dabei an Naturgefahren2

(etwa Hochwasser, schwere Unwetter oder Starkregen), geologische Gefahren (etwa
Erdbeben oder Erdrutsche), chemische, biologische und nukleare Gefahren, aber auch
menschliches oder technisches Versagen (etwa großflächige Ausfälle lebenswichtiger
Infrastrukturen wie Energie, Telekommunikation oder Ernährung). Schließlich kön-
nen Katastrophen auch menschengezielt durch Terrorismus, Krieg und Cyberattacken
hervorgerufen werden. Nicht zuletzt die Ahrtal-Hochwasserkatastrophe im Juli 2021
in Deutschland oder die folgenschweren Überschwemmungen in Spanien 2024 so-
wie die Waldbrände in Griechenland im August und September 2023 direkt an den
Touristenhochburgen von Rhodos sind noch in das Gedächtnis vieler Menschen ein-
gebrannt. Eine tiefergehende Befassung mit Katastrophen – auch aus rechtlicher Per-
spektive – ist daher angezeigt, da gerade in unüberschaubaren Notsituationen Klarheit
über die Zuständigkeiten und das gemeinsame Handeln der katastrophenrelevanten
Behörden bestehen muss.

§ 1 Einführung

Das Recht kann Katastrophen nicht verhindern. Allerdings kann es einen Rechtsrah-
men setzen und dazu beitragen, um auf solche Ereignisse besser vorbereitet zu sein und
beim Eintritt einer Katastrophe einen wirksamen Katastrophenschutz sicherzustellen.
Der Katastrophenschutz als Teil des Bevölkerungsschutzes ist eine dauerhafte Auf-

gabe, die allerdings oftmals nach dem Motto „There is no glory in prevention.“3 ver-

1 M. Kloepfer, Katastrophenschutzrecht, VerwArch 2007, S. 163 (164).
2 Generell werden in den kommenden Jahren klimabedingte Naturkatastrophen zunehmen.

Vgl. International Federation of Red Cross and Red Crescent Societies, World Disaster Report 2020.
3 Der Begriff wird dem britischen Epidemiologen G. Rose zugeschrieben, der ihn am Beispiel

der koronaren Herzerkrankungen eingeführt hat und besagt, dass präventive Maßnahmen, die für
eine Gesamtbevölkerung sehr nützlich sind, dem Einzelnen teilweise nur wenig nutzen und umge-
kehrt. Vgl. G. Rose, Sick Individuals and Sick Populations, International Journal of Epidemiology
1985, Volume 14, Issue 1, S. 32 ff., https://doi.org/10.1093/ije/14.1.32.
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nachlässigt wird. Denn Ruhm lässt sich für die erfolgreiche Vorbeugung vor und gegen
Katastrophen nur selten ernten. Eine Katastrophe, die wegen vorausschauender Ge-
staltung verhindert werden kann, ist schon keine mehr und kommt damit in der öf-
fentlichen Wahrnehmung kaum vor.
Für den Katastrophenschutz ist es charakteristisch, dass er generell durch eine Viel-

zahl von unterschiedlichen Akteuren getragen wird. Es agiert nicht nur ein staatli-
cher Akteur mit der zuständigen Katastrophenschutzbehörde, um Katastrophen zu
vermeiden sowie zu bekämpfen, sondern zahlreiche weitere staatliche Akteure treten
hinzu. Allein auf Bundesebene sind das etwa das Bundesamt für Bevölkerungsschutz
und Katastrophenhilfe (BBK), das Technische Hilfswerk (THW), die Bundespolizei
und die Bundeswehr. Auf Landesebene sind neben den Katastrophenschutzbehörden
insbesondere die Feuerwehren sowie der Rettungsdienst involviert. Daneben kommen
zahlreiche Fachbehörden – etwa die Wasser- und Umweltbehörden – hinzu, die über
spezifisches Wissen verfügen, das für einen effektiven Katastrophenschutz und jeweils
eine spezifische Katastrophenart notwendig ist. Beim Hochwasser im Ahrtal wurden
etwa Mitarbeiter der Landestalsperrenverwaltung Sachsens in Nordrhein-Westfalen
unterstützend tätig.4 Neben staatlichen Akteuren wird der Katastrophenschutz aber
vor allem auch von privaten Hilfsorganisationen sowie im Übrigen von individuell
und institutionellen Spontanhelfern getragen, die letztlich in einem Katastrophenfall
zusammenwirken (können).5 Nicht weniger als 1,7 Millionen Menschen engagieren
sich in Deutschland ehrenamtlich im Katastrophenschutz.6

Obwohl eine Vielzahl von gemeinsam agierenden Akteuren mit jeweils unterschied-
lichen Zuständigkeiten und Aufgaben im Katastrophenschutz betraut sind, scheint
aus praktischer Sicht kein Bedarf nach einer tiefergehenden rechtlichen Analyse und
Durchdringung zu bestehen, da der Katastrophenschutz im Ernstfall offensichtlich
nach dem Motto „Jeder macht sein Ding“ reibungslos funktioniert.7 Wie schnell dies
aber anders sein kann, eben weil nichts geregelt ist, und mit welch’ verheerenden Fol-
gen, hat die Ahrtalflut 2021 eindrücklich gezeigt. Auch wenn eine endgültige Beurtei-
lung noch aussteht, so ist doch schon jetzt klar, dass mangelnde Abstimmung, unklare

4 Bundesministerium des Innern und für Heimat/Bundesministerium der Finanzen, Bericht zur
Hochwasserkatastrophe 2021: Katastrophenhilfe, Wiederaufbau und Evaluierungsprozess, 2021,
S. 18.

5 So engagieren sich knapp 1,7 Millionen Menschen freiwillig im Katastrophenschutz. Vgl.
https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/11/pm-13-ehrenamtskarte.
html.

6 Vgl. https://mit-dir-fuer-uns-alle.de/ehrenamt/.
7 So der Befund bei R. Stober, Befugnisse und Kontrolle im Katastrophenschutzrecht, in:

Kloepfer (Hrsg.), Katastrophenrecht: Grundlagen und Perspektiven, 2008, S. 43 (45 mwN); eben-
so K. G. Meyer-Teschendorf, Fortentwicklung der Rechtsgrundlagen für den Bevölkerungsschutz,
DVBl 2009, S. 1221 (1222); ein Überblicksartikel über praktische Erfahrungen zum Katastro-
phenschutz in Deutschland findet sich bei C. Unger, Ist Deutschland auf Katastrophen vorberei-
tet?, in: Kloepfer (Hrsg.), Katastrophenrecht: Grundlagen und Perspektiven, 2008, S. 89 ff.
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Kompetenzen und eine daher unzureichende Kommunikation wesentliche Treiber der
katastrophalen Folgen der Flut waren.8

Es ist daher ein Rechtsrahmen erforderlich, der die Zusammenarbeit auch rechtlich
konturiert, Mögliches und Unmögliches auslotet und Leitplanken hierfür einschlägt.
Dies folgt schon aus der staatlichen Schutzpflicht zum Katastrophenschutz, die ein
Mindestmaß an Regulierung von rechtlicher Kooperation und Koordination notwen-
dig macht.9 Daran fehlt es aber bislang im nationalen Recht weitestgehend. Rechtliche
Mechanismen zur Koordinierung der katastrophenrelevanten Akteure sind im Recht
bisher nur äußerst rudimentär abgebildet.10

§ 2 Ziel und Gang der Untersuchung

Das Ziel der vorliegenden Untersuchung liegt darin, das Katastrophenschutzrecht,
das bisher ein unübersichtliches, wenig geordnetes und unstrukturiertes Rechtsgebiet
darstellt, rechtssystematisch im Hinblick auf die Zusammenarbeit der katastrophenre-
levanten Akteure zu erschließen und darüber eine Hinführung zu einer systematischen
rechtskonformen Regelung zu ermöglichen. Es werden die organisations-, koopera-
tions- und koordinationsrechtlichen Strukturen des Katastrophenschutzrechts offen-
gelegt. Denn für das Zusammenwirken der zahlreichen hilfeleistenden Akteure ist ein
Rechtsrahmen erforderlich, der den Beteiligten die im Katastrophenfall notwendige
Rechtssicherheit verschafft, der aber darauf aufbaut, welches rechtliche Gefüge exis-
tiert und wie die bestehenden tatsächlichen Strukturen integriert werden können. Nur
durch hinreichend präzise Regeln kann das Zusammenspiel der katastrophenrelevan-
ten Akteure rechtlich abgesichert werden und trägt so zu einem effektiven Katastro-
phenschutz bei.
Dazu werden zunächst in Kapitel 2 die Grundlagen des Katastrophenschutzrechts

aufbereitet. Das betrifft die Präzisierung des Katastrophenbegriffs (§ 1) sowie die Dar-
stellung der Grundzüge von Kooperation und Koordination im Katastrophenschutz
(§ 2). Sodann werden die Grundpfeiler des Katastrophenschutzrechts dargestellt, wozu
die maßgeblichen Rechtsprinzipien wie das Effektivitätsprinzip und die Verortung des
Katastrophenschutzrechts als besonderem Gefahrenabwehrrecht zählen, an denen die
Kooperation und Koordination ausgerichtet sein muss (§ 3). Da Katastrophen aber

8 Siehe dazu insbesondere den Bericht des Untersuchungsausschuss 18/1 „zur Flutkatastrophe
in Rheinland-Pfalz, deren Folgen und zur rechtlichen und politischen Verantwortung der Landes-
regierung, ihrer nachgeordneten Behörden sowie aller sonstigen öffentlichen Stellen hierfür“. Vgl.
Rheinland-Pfalz LT-Drs. 18/10000.

9 Eine staatliche Schutzpflicht zum Katastrophenschutz wurde – soweit ersichtlich – erstmalig
von E. G. Mahrenholz in einem abweichenden Votum zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts
zum Einsatz von C-Waffen aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG abgeleitet. Vgl. BVerfGE 77, 170 (235 ff.).

10 A. Walus, Katastrophenorganisationsrecht, 2012, S. 261, 270, 343 f., 361; H.-H. Trute, Ka-
tastrophenschutzrecht, KritV 2005, S. 342 (354); H.-J. Blanke/A. Sander, Bewährungsprobe des
deutschen Föderalismus in der Pandemie, ZG 2023, S. 15 (34).
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nicht nur Gegenstand im Recht sind, sondern auch in anderen Wissenschaftsdiszipli-
nen, wird der Blick auf die Katastrophensoziologie sowie die Umwelt- und Technik-
wissenschaften geweitet (§ 4), weil sie einen besonderen Bezug zum Katastrophen-
schutz aufweisen.
Anschließend wird in Kapitel 3 das Katastrophenschutzrecht imMehrebenensystem

aufbereitet und dekonstruiert, seine Entwicklungslinien werden nachgezeichnet und
das katastrophenschutzkooperations- und katastrophenschutzkoordinationsrechtliche
Fundament auf europäischer Ebene (§ 1) sowie bundesrechtlicher (§ 2) und landes-
rechtlicher (§ 3) Ebene dargestellt.
Kapitel 4 arbeitet danach die katastrophenschutzrechtlichen Verbundstrukturen auf

europäischer Ebene (§ 1) und auf nationaler Ebene (§ 2) heraus. Denn die katastro-
phenrelevanten Akteure agieren gemeinsam im Verbund, sodass nur ein kooperatives
und koordinatives Zusammenwirken einen effektiven Katastrophenschutz gewährleis-
ten kann.
Dem folgend wird in Kapitel 5 der Blick auf das nationale Katastrophenschutzrecht

gerichtet. Der nationale Verwaltungsverbund Katastrophenschutz wird auf seine spezi-
fischen organisations- (§ 1), kooperations- (§ 2) und koordinationsrechtlichen (§ 3)
Strukturen untersucht. Die Zusammenarbeit der zahlreichen katastrophenrelevanten
Akteure muss auf organisationsrechtlich hinreichend bestimmten und präzisen Zu-
ständigkeiten basieren. Denn unklare Zuständigkeiten führen im Katastrophenfall zu
Zeitverzögerungen, Entscheidungsdefiziten und Verantwortungsdiffusion. Nur auf-
grund einer exakten Zuschreibung von Zuständigkeiten lassen sich die notwendige
katastrophenschutzrechtliche Kooperation und Koordination näher ausgestalten. Die
geltende Ausgestaltung des Katastrophenschutzorganisations-, -kooperations- und
-koordinationsrechts wird sich dabei als unzulänglich und unterkomplex erweisen.
In Kapitel 6 werden daher aus den zuvor erzielten Erkenntnissen einige ausgewählte

und besonders geeignete Handlungsoptionen für die rechtliche Ausgestaltung eines
Katastrophenschutzkooperations- und -koordinationsrechts abgeleitet. Dazu zäh-
len verfassungsrechtliche Modifikationen (§ 1, § 2) sowie die Verabschiedung von
zwischenstaatlichen Abkommen (§ 3) oder – unter Beibehaltung der geltenden ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen zum Katastrophenschutz – die Schaffung ver-
gleichbarer Landeskatastrophenschutzgesetze durch einen Musterentwurf für ein Ka-
tastrophenschutzgesetz (§ 4).
Schließlich werden in Kapitel 7 die gewonnenen Erkenntnisse thesenhaft zusam-

mengefasst und die Arbeit durch einen Ausblick abgerundet.
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§ 3 Katastrophe als Gegenstand im Recht

Das Katastrophenrecht – oder Katastrophenschutzrecht, da es den Menschen vor
der Katastrophe schützen soll oder wenigstens zur Schadensminimierung beitragen
soll – stellt ein bisher wenig beachtetes und bearbeitetes Rechtsgebiet dar.11 Es ist
zwar Gegenstand zahlreicher Veröffentlichungen12, gleichwohl liegen insbesondere
monographische Abhandlungen zum Katastrophenschutzrecht bisher nur vereinzelt

11 So bereits etwa A. Klafki, Risiko und Recht, 2017, S. 44; M. Kloepfer, Katastrophenschutz-
recht, VerwArch 2007, S. 163 (165); R. Stober/S. Eisenmenger, Katastrophenverwaltungsrecht,
NVwZ 2005, S. 121 (121); H.-H. Trute, Katastrophenschutzrecht, KritV 2005, S. 342 (344)
spricht von einem „Mauerblümchen des juristischen Diskurs“.

12 Vgl. etwa M. Lodd, Die rechtliche Konzeption des Bevölkerungsschutzes, 2023; A.-L. Hollo,
Die Neuausrichtung des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, DÖV 2023,
S. 195 ff.; B. Grzeszick, Katastrophenschutz ohne (förmlichen) Katastrophenfall, VerwArch 2023,
S. 139 ff.; F. Becker, Zentralisierung im Katastrophenschutz, ZG 2022, S. 270 ff.;D. Freudenberg/C.
Hagebölling, Neue Ausrichtung des Bevölkerungsschutzes in Deutschland, ZRP 2022, S. 85 ff.;W.
Weiß, Naturkatastrophen und das EU-Beihilferecht, NVwZ 2022, S. 605 ff.;O. Lepsius, Ausnahme
und Krise, Die Verwaltung 55 (2022), S. 309 ff.; S. Rixen, Katastrophensensible Infrastruktur im
Gesundheitssozialstaat, Die Verwaltung 54 (2021), S. 319 ff.;M. Schnatz, Vier Vorschläge zur Mo-
dernisierung des Katastrophenschutzes, SozSich 2021, S. 350 ff.;G. Hornung/J.-P. Stroscher, Daten-
schutz in der Katastrophe, GSZ 2021, S. 149 ff. und S. 185 ff.; C. Gusy, Pandemien als Stresstest
der Demokratie, DÖV 2021, S. 757 ff.; C. Waldhoff, Der Bundesstaat in der Pandemie, NJW
2021, S. 2772 ff.; S. Eisenmenger, Die Neuordnung des Bevölkerungsschutzes aus rechtswissen-
schaftlicher Perspektive, NVwZ 2021, S. 1415 ff.; C. G. Paulus, Der Solidargedanke als Grundlage
des Katastrophenrechts, JZ 2021, S. 931 ff.; C. Gusy, Katastrophenrecht, GSZ 2020, S. 101 ff.;
S. Bretthauer, Perspektiven des Europäischen Katastrophenschutzrechts, EuR 2020, Beiheft 3,
S. 133 ff.; M. Glombik, Der Europäische Katastrophenschutz, VR 2019, S. 159 ff.; H.-H. Trute,
Pandemien als potentiell globale Katastrophe, GSZ 2018, S. 125 ff.;M. Kloepfer, Zur Vermeidung
von Naturkatastrophen durch Recht, DVBl 2017, S. 141 ff.; J. Froese, Bundeswehreinsätze im In-
nern zur Terrorismusbekämpfung: Die „terroristische Großlage“ als Katastrophennotstand?, DVBl
2017, S. 546 ff.; H.-J. Peters/T. Hesselbarth, Hochwasser als Katastrophe oder als sonstiges außerge-
wöhnliches Ereignis, VBlBW 2014, S. 130 ff.;M. Ladiges, Der Einsatz der Streitkräfte im Katastro-
phennotstand nach dem Plenarbeschluss des Bundesverfassungsgerichts, NVwZ 2012, S. 1225 ff.;
C. Gusy, Katastrophenschutzrecht, DÖV 2011, S. 85 ff.; A. von Zimmermann/T. Czepull, Zu-
ständigkeiten und Kompetenzen im Katastropheneinsatz, DVBl 2011, S. 270 ff.; A. Walus, Pan-
demie und Katastrophennotstand: Zuständigkeitsverteilung und Kompetenzmängel des Bundes,
DÖV 2010, S. 127 ff.; D. Bruch, Pandemien als Herausforderung für die Rechtsordnung, DVBl
2010, S. 770 f.; A. Walus, Katastrophennotstand in Berlin: Strukturen und Kompetenzkonflikte,
LKV 2010, S. 152 ff.; M. Kloepfer/S. Deye, Pandemien als Herausforderung für die Rechtsord-
nung, DVBl 2009, S. 1208 ff.; K. G. Meyer-Teschendorf, Fortentwicklung der Rechtsgrundlagen
für den Bevölkerungsschutz, DVBl 2009, S. 1221 ff.; M. Kloepfer, Katastrophenschutzrecht, Ver-
wArch 2007, S. 163 ff.; A. Musil/S. Kirchner, Katastrophenschutz im föderalen Staat, Die Verwal-
tung 39 (2006), S. 373 ff.; R. Stober/S. Eisenmenger, Katastrophenverwaltungsrecht, NVwZ 2005,
S. 121 ff.; H.-H. Trute, Katastrophenschutzrecht, KritV 2005, S. 342 ff.; J. Lorse, Streitkräfte-
funktion und Katastrophenschutz, Die Verwaltung 38 (2005), S. 471 ff.; M. Middelberg, Kosten-
tragung im Katastrophenschutz, NVwZ 1997, S. 543 ff.; D. Majer, Neuregelungen im Zivil- und
Katastrophenschutzrecht, NVwZ 1991, S. 653 ff.; G. Robbers, Die Befugnisse der Bundeswehr im
Katastrophenfall, DÖV 1989, S. 926 ff.; N.-P. Kleiner, Koordination von Katastrophenschutzein-
sätzen durch Kräfte des Bundes (BGS und Streitkräfte), DVBl 1977, S. 240 ff.
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vor;13 erst recht nur wenige Publikationen, die sich speziell dem Katastrophenschutz-
recht aus einer verwaltungs- und insbesondere organisations-, kooperations- und
koordinationsrechtlichen Perspektive widmen14. Klafki hat sich mit Risiken und
Katastrophen im Spannungsfeld von Effektivität, demokratischer Legitimation und
rechtsstaatlichen Grundsätzen am Beispiel von Pandemien beschäftigt.15 Mit über-
wiegend besonders ausgewählten und spezifischen rechtlichen Aspekten von Kata-
strophen befassen sich die Veröffentlichungen16 des an der Humboldt-Universität zu
Berlin angesiedelten Forschungszentrums Katastrophenrecht (FZK)17, wie etwa dem
Hochwasserschutz18, dem Schutz kritischer Infrastrukturen19 oder der Feststellung des
Katastrophenfalls20. Die an der Freien Universität Berlin eingerichtete Krisen- und
Katastrophenforschungsstelle (KFS)21 beschäftigte sich demgegenüber aus einer stark
sozialwissenschaftlich-interdisziplinär geprägten Perspektive mit der Thematik.22 Zu-
letzt hat sich im September 2024 auch der 74. Deutsche Juristentag in der Abteilung

13 Vgl. etwa M. Lodd, Die rechtliche Konzeption des Bevölkerungsschutzes, 2023; A.-M. Grü-
ner, Biologische Katastrophen, 2017; A.-K. J. Hübler, Staatliche Verhaltenspflichten im völker-
rechtlichen Katastrophenfall, 2017; A. Klafki, Risiko und Recht, 2017; S. Jablonski, Hochwasser-
schutzrecht, 2014; T. Müller, Katastrophenschutz in europäischer Perspektive, 2014; F. Schwartz,
Das Katastrophenschutzrecht der Europäischen Union, 2012; M. Thiel, Die „Entgrenzung“ der
Gefahrenabwehr, 2011; T. Unger, Katastrophenabwehrrecht, 2010; H. Sattler, Gefahrenabwehr im
Katastrophenfall, 2008; R. Böhme, Innere Einsätze der Streitkräfte beim Katastrophenschutz im
Frieden, 2007; A. Wien, Katastrophenschutz und Katastrophenhilfe im Lichte des Grundgesetzes,
2000; F. Vogelbusch, Katastrophenschutz in Arbeitsstätten, 1992.

14 Vgl. nur bei F. Becker, Bewältigung zukünftiger Krisen: Welche gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen werden benötigt, um effizient und effektiv zu reagieren und finanzielle Hilfen bedarfsge-
recht zu verteilen?, in: 74. djt (Hrsg.), Verhandlungen des 74. Deutschen Juristentages Stuttgart
2024, Band I, 2024, D 1 (46 ff.); A. Walus, Katastrophenorganisationsrecht, 2012 und H.-J. Lan-
ge/C. Gusy, Kooperation im Katastrophen- und Bevölkerungsschutz, 2015.

15 A. Klafki, Risiko und Recht, 2017.
16 M. Kloepfer, Katastrophenrecht: Grundlagen und Perspektiven, 2008; M. Kloepfer, Hoch-

wasserschutz, 2009; M. Kloepfer, Schutz kritischer Infrastrukturen, 2010; M. Kloepfer, Pande-
mien als Herausforderung für die Rechtsordnung, 2011; M. Kloepfer, Hochrisikoanlagen, 2012;
H. Leupold, Die Feststellung des Katastrophenfalls, 2012; F. Schwartz, Das Katastrophenschutz-
recht der Europäischen Union, 2012; M. Martini/W. Weiß/J. Ziekow, Rechtliche Zulässigkeit flä-
chendeckender Alarmierung der Bevölkerung in Katastrophenfällen per SMS (KatWarn), 2013;
M. Kloepfer, Handbuch des Katastrophenrechts, 2015; K. von Lewinski, Resilienz des Rechts, 2016;
A. M. Grüner, Biologische Katastrophen, 2017.

17 Vgl. http://fzk.rewi.hu-berlin.de.
18 M. Kloepfer, Hochwasserschutz, 2009.
19 M. Kloepfer, Schutz kritischer Infrastrukturen, 2010.
20 H. Leupold, Die Feststellung des Katastrophenfalls, 2012.
21 Vgl. https://www.geo.fu-berlin.de/geog/fachrichtungen/anthrogeog/katastrophenforschung/

index.html.
22 Vgl. etwaM.Voss, Symbolische Formen, 2006;M.Voss/C.Dittmer/K. Schulze/A. Rüger/N. Bock,

Katastrophenbewältigung als sozialer Prozess: Vom Ideal- zum Realverständnis von Risiko-, Krisen-
und Katastrophenmanagement, Notfallvorsorge 2022, S. 22 ff.; C. Dittmer/D. F. Lorenz, Die
Flüchtlingskrise 2015/16 und ihre Bedeutung für den Bevölkerungsschutz heute, Notfallvorsorge
2022, Heft 1, S. 8 ff.
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Öffentliches Recht mit der Bewältigung von zukünftigen Krisen beschäftigt und dabei
auch den Katastrophenschutz adressiert.23

Einzelne monographische Abhandlungen größeren Umfangs in der Rechtswissen-
schaft haben sich in vergangener Zeit insbesondere mit dem Recht in Krisen- und Aus-
nahmesituationen beschäftigt, ohne aber einen spezifischen Bezug zu Katastrophen
herzustellen,24 wobei ohnehin nicht jede Krise gleichzeitig auch eine Katastrophe ist.
In Krisenzeiten geraten Gesetzgebung und Gesetzgebungswissenschaft unter Druck,
wie Schwerdtfeger am Beispiel der europäischen Finanz- und Staatsschuldenkrise nach-
zeichnet, wobei sie sich dabei insbesondere mit verfassungsrechtlichen Anforderungen
an das Zusammenwirken von Parlament und Regierung im Gesetzgebungsverfahren
beschäftigt und verfassungskonforme Vorschläge für eine gute Gesetzesgestaltung
unterbreitet.25 Finke versteht Krisen als Anpassungsprozesse von zunächst enttäusch-
ten Erwartungen und damit verbundene Auslegungsänderungen im Recht als Teil
des Rechts.26 Mit den Stärken und Schwächen der ausnahmeverfassungsrechtlichen
Strukturen des Grundgesetzes befasst sich Kaiser und differenziert zwischen Ausnah-
me, Ausnahmezustand und Ausnahmeverfassungsrecht, wobei sich der Umgang mit
den Grundrechten im Ausnahmezustand als entscheidend erweist.27 Schließlich tritt
nach Barczak an die Stelle des verfassungsrechtlichen Ausnahmeregimes mittlerweile
ein permanent abrufbares Präventionsrecht, das der Verhinderung von Krisen weit
im Voraus konkretisierter Gefahren dient.28 Im Bereich der Zusammenarbeit von ver-
schiedenen Akteuren unterschiedlichster Ebenen gibt es einige maßgebliche Veröffent-
lichungen, wobei diese wiederum den Katastrophenschutz nicht näher thematisieren.29

In der Rechtsprechung ist der Katastrophenschutz bzw. der Umgang mit Kata-
strophen ebenfalls kein zentrales Thema, sodass eine gefestigte Rechtsprechung oder

23 Siehe dazu insbesondere die beiden Gutachten von F. Becker und H. Kube. Vgl. F. Becker,
Bewältigung zukünftiger Krisen: Welche gesetzlichen Rahmenbedingungen werden benötigt, um
effizient und effektiv zu reagieren und finanzielle Hilfen bedarfsgerecht zu verteilen?, in: 74. djt
(Hrsg.), Verhandlungen des 74. Deutschen Juristentages Stuttgart 2024, Band I, 2024, D 1 ff.
sowieH. Kube, Bewältigung zukünftiger Krisen:Welche gesetzlichen Rahmenbedingungen werden
benötigt, um effizient und effektiv zu reagieren und finanzielle Hilfen bedarfsgerecht zu verteilen?,
in: 74. djt (Hrsg.), Verhandlungen des 74. Deutschen Juristentages Stuttgart 2024, Band I, 2024,
E 1 ff.; M. Droege, Öffentliches Krisenreaktionsrecht, JZ 2024, S. 757 ff.; F. Gräber/C. Magaard,
Künftige Krisenbewältigung mit öffentlich-rechtlichen Maßstäben, NVwZ 2024, S. 1284 ff.

24 Vgl. dazu A.-B. Kaiser, Ausnahmeverfassungsrecht, 2020; T. Barczak, Der nervöse Staat,
2021; J. Finke, Krisen, 2020; A. Schwerdtfeger, Krisengesetzgebung, 2018.

25 A. Schwerdtfeger, Krisengesetzgebung, 2018, S. 147 ff. und S. 325 ff.
26 J. Finke, Krisen, 2020, S. 139 ff.
27 A.-B. Kaiser, Ausnahmeverfassungsrecht, 2020, S. 35 ff. und S. 207 ff.
28 T. Barczak, Der nervöse Staat, 2021, S. 353 ff.
29 Vgl. etwa M. Winkler, Verwaltungsträger im Kompetenzverbund, 2009; T. Siegel, Entschei-

dungsfindung im Verwaltungsverbund, 2009; T. I. Schmidt, Kommunale Kooperation, 2005;
G. Sydow, Verwaltungskooperation in der Europäischen Union, 2004; H.-G. Dederer, Korporative
Staatsgewalt, 2004; T. Groß, Das Kollegialprinzip in der Verwaltungsorganisation, 1999; B. Rück-
wardt, Koordination des Verwaltungshandelns, 1978.
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gar eine Kontinuität der Rechtsprechung zum Katastrophenschutzrecht nicht existiert,
auch wenn sich sowohl das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wie auch das Bundes-
verwaltungsgericht (BVerwG) vereinzelt mit im Katastrophenschutzrecht angesiedel-
ten Maßnahmen befasst haben.
Zwei Urteile des BVerfG sind allerdings von besonderer Bedeutung, einerseits das

Urteil zum Luftsicherheitsgesetz (LuftSiG)30 von 2012 bzw. 2013 sowie andererseits
das Urteil zum Einsatz von C-Waffen31 von 1987. Im Urteil zum LuftSiG versucht sich
das BVerfG an einer Definition zum Tatbestandsmerkmal des „besonders schweren
Unglücksfalls“ im Sinne des Art. 35 Abs. 2 GG. Demnach sollen jedenfalls „Ereignis-
se von ‚katastrophischen Dimensionen‘“ darunter subsumiert werden können.32 Ob
diese Interpretation jedoch zu mehr Rechtsschärfe und -klarheit beiträgt, ist umstrit-
ten.33 Das Urteil zum Einsatz von C-Waffen ist daneben bemerkenswert, als in einem
Sondervotum des Richters Mahrenholz die Ansicht vertreten wird, dass das Unterlas-
sen für Maßnahmen des Katastrophenschutzes bzw. zur Katastrophenschutzplanung
gegen die aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG sich ergebende staatliche Schutzpflicht verstoßen
könne.34

Das BVerwGmusste sich in der Vergangenheit nur punktuell mit spezifischenMaß-
nahmen im Zusammenhang mit Katastrophenschutz befassen. Hervorzuheben sind
die Urteile zur Vergabe von Leistungen der Notfallrettung35, zur Geldentschädigung
für Feuerwehrbeamte für rechtswidrig abverlangte Dienste36, Wehrdienstausnahmen
für Katastrophenschutzhelfer37, Haftungsansprüche des Bundes gegen ein Land aus
dem Vollzug des Katastrophenschutzgesetzes38 sowie der Ersatz von Aufwendungen
der Bundeswehr bei Naturkatastrophen.39

Daraus ist bereits deutlich zu erkennen, dass eine systematische Aufarbeitung des
Katastrophenschutzrechts im Hinblick auf das Zusammenwirken der beteiligten, un-
terschiedlichen Akteure bisher kaum rechtswissenschaftlich erfolgt ist. Nur vereinzelt
werden solche Überlegungen aufgegriffen und dann auf ganz spezifische Szenarien

30 BVerfGE 132, 1 sowie BVerfGE 133, 241.
31 BVerfGE 77, 170.
32 BVerfGE 132, 1 (17); 133, 241 (256, 263); allgemein hierzu vgl. V. Epping, in: Epping/

Hillgruber (Hrsg.), BeckOK GG, 64. Edition, Art. 35 Rn. 20 ff.
33 Kritisch etwa M. Ladiges, Der Einsatz der Streitkräfte im Katastrophennotstand nach dem

Plenarbeschluss des Bundesverfassungsgerichts, NVwZ 2012, S. 1225 (1227); vgl. auch http://
www.spiegel.de/politik/deutschland/karlsruhe-erlaubt-restriktiven-einsatz-der-bundeswehr-im-
inneren-a-850573.html.

34 BVerfGE 77, 170 (235 ff.).
35 BVerwG GewArch 2024, S. 66 ff.
36 BVerwGE 143, 381.
37 BVerwGE 107, 245.
38 BVerwG BeckRS 1995, 30936008.
39 BVerwG VerwRspr 1974, S. 4 ff.



§ 3 Katastrophe als Gegenstand im Recht 9

abgebildet.40 Eine Befassung mit dem Katastrophenschutzrecht aus einer primären
kooperations- und koordinationsrechtlichen Perspektive fehlt in seiner Gesamtheit,41

obwohl eine solche dazu beitragen könnte, die Zerrissenheit des Katastrophenschutz-
rechts insgesamt zu verringern.42 Diese Lücke schließt das vorliegende Werk.

40 Vgl. etwa das Verbundprojekt S2UCRE, das sich mit Fragen der Sicherheit in städtischen
Umgebungen am Beispiel von Kultur- und Volksfesten beschäftigte. Siehe dazu https://www.iosb.
fraunhofer.de/de/projekte-produkte/s2ucre.html.

41 So auch der Befund u.a. bei R. Stober/S. Eisenmenger, Katastrophenverwaltungsrecht, NVwZ
2005, S. 121 (130), die von „ein[em] Bedürfnis nach einer grundlegenden Neuausrichtung des Si-
cherheitskonzepts [im Katastrophenrecht]“ sprechen, „dessen Erarbeitung zuvörderst vom Gesetz-
geber zu leisten ist“. A. Musil/S. Kirchner, Katastrophenschutz im föderalen Staat, Die Verwaltung
39 (2006), S. 373 (373) halten eine „Neustrukturierung des Katastrophenschutzrechts in der Bun-
desrepublik Deutschland für erforderlich“.M. Kloepfer, Katastrophenschutzrecht, VerwArch 2007,
S. 163 (197) konstatiert, dass „das geltende Katastrophenschutzrecht [...] einen unübersichtlichen
Gesamteindruck [macht]“.

42 So bereits M. Kloepfer, Katastrophenschutzrecht, VerwArch 2007, S. 163 (198).



Kapitel 2:
Begriffe, Grundlagen und Katastrophenkontexte

Kapitel 2 bereitet die Grundlagen des Katastrophenschutzrechts auf. Es verortet den
Katastrophenbegriff als Gegenstand im Recht und grenzt ihn von verwandten kata-
strophenähnlichen Begrifflichkeiten wie Krise, Risiko, Gefahr und Ausnahmezustand
ab (§ 1). Dem schließen sich Überlegungen zur Kooperation und Koordination der
katastrophenrelevanten Akteure an, wobei die in der Verfassung angelegte katastro-
phenschutzspezifische Zusammenarbeit im Kontext des Verbots der sog. Mischverwal-
tung adressiert wird (§ 2). Anschließend werden die Grundpfeiler des Katastrophen-
schutzrechts herausgearbeitet, wozu neben der Akteursvielfalt, der Verankerung im
Mehrebenensystem auch die tragenden Rechtsprinzipien wie das Dezentralisations-
und Effektivitätsprinzip zählen, die das gesamte Katastrophenschutzrecht anleiten und
darum für die Kooperation und Koordination von besonderer Bedeutung sind (§ 3).
Schließlich wird der Blick auf Katastrophen auf zwei andere Wissenschaftsdiszipli-
nen – die Katastrophensoziologie und die Umwelt- und Technikwissenschaften – ge-
weitet, weil diese einen besonderen Bezug zum Katastrophenschutz aufweisen und
daher auch für ein belastbares Verständnis im Recht beitragen können (§ 4).

§ 1 Von Katastrophen, Krisen, Risiken und mehr im Recht

Katastrophen, Krisen, Risiken, Großschadensereignisse, Unglücksfälle, besonders schwe-
re Unglücksfälle, Gefahren, Notstände und Ausnahmezustände sind allesamt Begriffe,
mit denen das Recht auf unterschiedliche Weise in Berührung kommt. So ist etwa der
Eintritt einer Gefahr ein Teil der tatbestandlichen Voraussetzungen für ein polizeiliches
Einschreiten.1 Der Krisenbegriff wiederum beschreibt besondere Phänomene, die das
Recht in den vergangenen Jahren etwa während der Finanzkrise2 oder der Flüchtlingskri-
se3 besonders beschäftigt und herausgefordert haben.4Daher wird sich zunächst allgemein

1 Vgl. exemplarisch etwa §§ 1, 5 HSOG; §§ 1, 8 PolG NRW.
2 Vgl. etwa S. Egidy, Finanzkrise und Verfassung, 2019; C. Bringmann, Bankenbeihilfe im Zuge

der Finanzkrise, 2015; P. M. Huber, Verfassungsstaat und Finanzkrise, 2014.
3 D. Thym, Die Flüchtlingskrise vor Gericht, DVBl 2018, S. 276 ff.; K. Hailbronner/D. Thym,

Grenzenloses Asylrecht? Die Flüchtlingskrise als Problem europäischer Rechtsintegration, JZ 2016,
S. 753 ff.;M.Wendel, Asylrechtlicher Selbsteintritt und Flüchtlingskrise, JZ 2016, S. 332 ff.; A. Peu-
kert/C. Hillgruber/U. Foerste/H. Putzke, Die Flüchtlingskrise rechtsstaatlich bewältigen, JZ 2016,
S. 347 ff.; S. Rixen, Zwischen Hilfe, Abschreckung und Pragmatismus, NVwZ 2015, S. 1640 ff.

4 Grundsätzlich zur Krise siehe etwa J. Finke, Krisen, 2020; A. Schwerdtfeger, Krisengesetz-
gebung, 2018.
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